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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

— Drucksache 1669 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wittrock 


Der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Sozialgerichtsgesetzes — Drucksache 1669 — 
wurde in der 107. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages vom 16. März 1960 dem Rechtsausschuß feder- 
führend und dem Ausschuß für Sozialpolitik mitbe- 
ratend überwiesen. Der Ausschuß für Sozialpolitik 
hat den Entwurf in seiner jetzt vorliegenden Fassung 
einstimmig gebilligt. 

Der Rechtsausschuß hatte zu prüfen, ob die Mit- 
wirkung je eines Hilfsrichters in den Senaten der 
Landessozialgerichte, die der Entwurf bis zum 
31. Dezember 1960 vorsieht, verfassungsrechtlich zu- 
lässig ist. Dabei war davon auszugehen, daß der 
unabhängige und somit von Einflüssen der Verwal- 
tung freie Richter im Sinne des Artikels 97 GG 
grundsätzlich der Berufsrichter ist, der in seinem 
Spruchkörper eine Planstelle besitzt. Die Verwen- 
dung von Hilfsrichtern, also von Richtern, die an 
dem Gericht, an welchem sie tätig sind, keine Plan- 
stelle innehaben, ist nur aus zwingenden Gründen 
in Fällen eines vorübergehenden Bedürfnisses zu- 
lässig. Es kann hierzu auf die Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes (BGH Bd. 12 S. 1, Bd. 22 S. 142; 
BSG Bd. 9 S. 137) verwiesen werden. 

Der Rechtsausschuß kam zu der Auffassung, daß 
die in dem Gesetz vorgesehene befristete Mitwir- 
kung von Hilfsrichtern bei den Landessozialgerichten 
einem besonderen und vorübergehenden Bedürfnis 
in dem von der Rechtsprechung festgestellten Rah- 
men entspricht und somit zulässig ist. Der Gesetz- 
geber hat bereits in dem Zweiten Gesetz zur Ände- 


rung des Sozialgerichtsgesetzes vom 25. Juni 1958 
(BGBl. I S. 409) anerkannt, daß in der Sozialgerichts- 
barkeit eine außergewöhnliche Arbeitsbelastung be- 
steht, welche vorübergehend, und zwar befristet bis 
zum 31. Dezember 1960, zu besonderen Regelungen 
zwingt. Hierzu gehört die Errichtung von Zeit- 
senaten, die bis zum Jahresende tätig sein können. 
In diesem gleichen zeitlichen Rahmen erscheint die 
jetzt vorgeschlagene Regelung als vertretbar. Dabei 
ist wesentlich, daß gerade das Bestehen von Zeit- 
senaten eine außergewöhnliche Maßnahme darstellt, 
der ein gewisses Maß an Elastizität in personeller 
Hinsicht entspricht, um so ein Einrüdcen der Berufs- 
richter mit Planstellen der Zeitsenate nach deren 
Wegfall am 31. Dezember 1960 in die Planstellen der 
ordentlichen Senate zu erleichtern. Der Rechtsaus- 
schuß legt Wert auf die Feststellung, daß nur diese 
außergewöhnliche Situation, die sich aus der Ge- 
schäftslage der Sozialgerichte ergibt, die verfas- 
sungsrechtliche Zulässigkeit des Entwurfs begründet. 
Sollte sich die starke Arbeitsbelastung der Landes- 
sozialgerichte als ein Dauerzustand erweisen, dann 
wird allerdings nicht eine etwaige Verlängerung 
der Tätigkeit der Hilfsrichter, sondern die Schaffung 
von Planstellen der allein verfassungsrechtlich ge- 
botene Weg sein, den Bedürfnissen der Rechtsuchen- 
den gerecht zu werden. 

Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates zu 
§ 210a konnte der Rechtsausschuß aus den Gründen 
der Stellungnahme der Bundesregierung nicht ent- 
sprechen. 


Bonn, den 24. März 1960 


Wittrock 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1669 — mit der 
Maßgabe, daß in der Einleitung des Artikels I die 
Worte „vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1239, 1326)" gestrichen werden, im übrigen unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 24. März 1960 


Der Rechtsausschuß 

Hoogen Wittrock 

Vorsitzender Berichterstatter 
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